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Abrechnung mit der Kirchner-Zeit
Macri eröffnet Sitzungsperiode / Ziel: Bessere Bildung
Mauricio Macri eröffnete zum ersten Mal als Präsident den Kongress. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Mit einer Generalabrechnung mit den zwölf Jahren der Kirchner-Regierungen hat Präsident Mauricio Macri am Dienstag die diesjährige Sitzungsperiode des Kongresses eröffnet. Fast 20 Minuten lang ging der neue Staatschef auf die Hinterlassenschaft seiner beiden Amtsvorgänger ein. Man habe ein „Land voll von Schulden“ vorgefunden, was der „Inkompetenz und der Verantwortungslosigkeit“ der vorangegangenen Regierungen zuzuschreiben sei.
„Wir haben einen schlecht regierten und unordentlichen Staat übernommen, dessen Steuerungsinstrumente zudem kaputt sind“, fand Macri deutliche Worte. So würden Informationen verheimlicht, es fehlten Dokumente und keine vernünftigen Statistiken. Der Präsident rechnete vor, dass die Argentinier von 2006 bis 2015 umgerechnet fast 694 Milliarden Dollar mehr an Steuern gezahlt hätten als in der letzten Dekade des vergangenen Jahrhunderts. Nichtsdestotrotz sei der Staat in der Kirchner-Zeit nicht mehr in der Lage gewesen, seinen vorrangigen Aufgaben gerecht zu werden: „Die Mehreinnahmen haben nicht dazu geführt, dass unsere Schulen, Krankenhäuser und Sicherheitsbehörden modernisiert wurden. Es war noch nicht einmal möglich, die strukturellen Probleme der Armut zu lindern.“
Schuld seien die Kirchner-Regierungen aber auch an der galoppierenden Geldentwertung: „Seit einem Jahrzehnt hat Argentinien eine der höchsten Inflationsraten der Welt mit einem Durchschnittswert von jährlich mehr als 20 Prozent.“ Dies liege vor allem daran, dass man die Zentralbank zur Finanzierung der öffentlichen Ausgaben und zum Bezahlen der Schulden eingesetzt habe - sei es durch das Drucken neues Geldes oder durch Rückgriffe auf die Geldreserven. Für die Kirchners sei die Inflation ein probates Mittel der Wirtschaftspolitik gewesen.
Den dadurch provozierten Zwischenrufen von Kirchner-treuen Abgeordneten hielt Macri entgegen, sie müssten das Wahlergebnis akzeptieren.
Als Mittel gegen die Inflation kündigte Macri an, das „unkontrollierte Drucken von Geld“ zu beenden. Ziel ist, das Haushaltsdefizit in den kommenden vier Jahren auf Null zu reduzieren. Der Präsident kündigte an, die Mehrwertsteuer bei Produkten der Grundernährung rückerstatten zu wollen.
Einen besonderen Akzent setzte Macri auf die Bildungspolitik. Der Unterricht soll künftig stärker in einer digitalen Lernumgebung stattfinden. Der Präsident schlug zudem vor, den täglichen Schulaufenthalt der Schüler durch mehr künstlerische und sportliche Aktivitäten zu verlängern. Die Betreuung von Kindern ab drei Jahren soll obligatorisch werden.
Die Internetversorgung soll auch in entlegenen Gegenden des Landes sichergestellt bzw. verbessert werden. Dies bezeichnete Macri als Grundrecht in der heutigen Zeit. Modernisiert werden soll auch die Wahltechnik. So strebt die Regierung die landesweite Einführung der elektronischen Stimmenauszählung an.
Mit besonderem Nachdrucke wolle er den Drogenhandel bekämpfen, so Macri. Er beklagte in diesem Zusammenhang, dass die Außengrenzen des Landes nicht ausreichend geschützt seien. Nur 17 Prozent der Grenzabschnitte würden radarüberwacht. Zudem mangele es an Ausrüstung und einsatzbereiten Flugzeugen. Hier gibt es also großen Nachholbedarf.
Was die Sicherheitspolitik in der Hauptstadt betrifft, kündigte der Präsident an, die oberste Aufsichtskompetenz von der Bundes- auf die Stadtpolizei zu übertragen. Letztere wurde von Macri während seiner Zeit als Bürgermeister gegründet.
Des Weiteren warb er bei den Kongressabgeordneten dafür, dem in New York mit den Hedgefonds ausgehandelten Kompromiss im Schuldenstreit zuzustimmen (siehe dazu Wirtschaftsübersicht).
Argentinien
Kühle Atmosphäre
Macris Audienz bei Papst Franziskus
Mauricio Macri bei Papst Franziskus. (Foto: AP)
Rom (mc/dpa) - Die Zeit war knapp bemessen, die Stimmung eher unterkühlt. Bei Mauricio Macris erster Privataudienz nach seiner Wahl zum Präsidenten bei Papst Franziskus ging es eher nüchtern zu. Das Gespräch, das die beiden Landsleute am Sonnabend in der Bibliothek des Apostolischen Palastes im Vatikan führten, dauerte ganze 22 Minuten – so kurz wie bislang keine andere Audienz für ein gewähltes Staatsoberhaupt bei Franziskus. Im Anschluss empfing der Papst den Bischof von Quilmes, Carlos José Tissera, für den er nach Recherchen der Zeitung „Página/12“ 53 Minuten Zeit hatte. Auf der Agenda der Unterredung standen Themen wie Drogenhandel, Armut und Menschenrechte.
Macri äußerte sich trotz der formal gehaltenen Atmosphäre „sehr glücklich“ über das „Treffen zweier alter Bekannter“. Der Kirchenführer und der Staatschef kennen sich aus den Zeiten, als Franziskus noch Erzbischof von Buenos Aires und Macri Oberhaupt der Stadtverwaltung war. Dort gerieten sie 2010 aneinander, als der Geistliche gegen die Homo-Ehe Sturm lief und von Macri forderte, sie in der Stadt nicht zuzulassen.
Aber auch in der Gegenwart gilt das Verhältnis der Beiden als gespannt. Bei den jüngsten Dissonanzen geht es um den Fall der seit Mitte Januar inhaftierten Milagro Sala, die Franziskus 2014 im Vatikan empfangen hatte. Der Sozialaktivistin aus Jujuy werden Betrug und Aufruf zur Gewalt vorgeworfen (wir berichteten). Der Papst schickte Sala erst vor wenigen Tagen einen Rosenkranz als Zeichen der Solidarität ins Gefängnis.
Kurz vor Macris Audienz im Vatikan hätten Vertreter der Nationalregierung Sala vorgeschlagen, Hausarrest zu beantragen, um so die Wogen etwas zu glätten, wie „Página/12“ berichtet. Ein Ansinnen, das Sala indes zurückgewiesen habe.
Seit seiner Wahl 2013 ist der Papst noch nicht in seine Heimat gereist. Macri sagte nach der Audienz, auch in diesem Jahr werde es nicht zu einem solchen Besuch kommen, jedoch möglicherweise 2017.
Der Staatschef überreichte dem im Buenos Aires-Stadtviertel Flores geborenen Kirchenoberhaupt einen braunen Poncho und mehrere CD mit argentinischer Musik - darunter auch Tangoklängen - als Geschenk. Der Präsident war mit einer zehnköpfigen Delegation und seiner Ehefrau Juliana Awada zu der Audienz gekommen.
Nach dem Termin im Vatikan traf Macri mit dem italienischen Staatspräsidenten Sergio Mattarella sowie Premier Matteo Renzi zusammen. Dabei warb er für eine Neubelebung der bilateralen Beziehungen, die während der zwölfjährigen Kirchner-Zeit gelitten hätten. Mit Renzi war es das zweite Treffen innerhalb von zehn Tagen, nachdem der Italiener zuvor Buenos Aires besucht hatte (wir berichteten).
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Stiusos brisante Aussage
Die Aussage von Antonio Horacio Stiuso zum Fall Alberto Nisman hat es in sich. So behauptete der einstige Geheimdienstchef bei seiner Vernehmung am Montag, dass der Sonderstaatsanwalt von einer „Gruppe“ umgebracht worden sei, die „in Verbindung“ zur Kirchner-Regierung gestanden habe. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher bezeichnete Justizkreise über die 15-stündige Marathonvernehmung im Justizpalast von Buenos Aires, die unter starken Sicherheitsvorkehrungen weitgehend abgeschirmt vor der Öffentlichkeit stattfand. Stiuso war von Ermittlungsrichterin Fabiana Palmaghini als Zeuge geladen worden, da er als Nismans engster Mitarbeiter bei der Untersuchung des AMIA-Attentats war. Nisman hatte der einstigen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner vorgeworfen, mittels des 2013 mit Iran unterzeichneten Memorandums die Untersuchungen gegen die iranischen Verdächtigen des Anschlags gegen das jüdische Gemeindehaus behindern zu wollen. Nisman wurde im Januar vorigen Jahres in seiner Wohnung mit einem Kopfschuss tot aufgefunden. Die Justiz ermittelt, ob er Selbstmord beging oder ermordet wurde. Richterin Palmaghini sprach sich nach der Stiuso-Vernehmung dafür aus, das Verfahren von der Stadt- auf die Bundesgerichtsbarkeit zu übertragen. Sie erhob zugleich Anzeige gegen Viviana Fein, die bis Ende vorigen Jahres als Staatsanwältin für den Nisman-Fall zuständig war. Fein sei dem Mordverdacht, den Stiuso schon frühzeitig geäußert habe, nicht ordnungsgemäß nachgegangen.
Protest gegen Eintrittspreise
Sie bedienten sich einer typisch argentinischen Form des Protestes: Mit einer Straßenblockade verliehen sechs österreichische und französische Touristen vor wenigen Tagen ihrem Unmut über die Preisgestaltung im Nationalpark „Los Glaciares“ Ausdruck. Mit ihren Fahrzeugen stellten sie den Weg zu und erschwerten so anderen Gästen den Zugang zu den Gletschern. Dies berichtet das Informationsportal „infobae.com“. Der Zorn der sechs Protestierer entzündete sich offenbar an der als ungerecht empfundenen Staffelung der Eintrittsgelder: Während Bewohner der Provinz Santa Cruz, in der sich der Nationalpark befindet, gerade 30 Pesos zu entrichten haben, müssen Nicht-Mercosur-Ausländer mit 260 Pesos fast das Neunfache berappen. Die Parkwächter verständigten die Polizei und erstatteten Anzeige. Die Polizeibeamten nahmen die Touristen mit aufs Revier, wo sie einige Stunden bleiben mussten. Auch gegenüber der Staatsmacht zeigten sich die Feriengäste widerspenstig und verweigerten die Unterzeichnung eines Protokolls. Nichtsdestotrotz entschied das zuständige Bundesgericht mit Sitz in Río Gallegos, die sechs Ausländer auf freien Fuß zu setzen. Die Justiz bereitet derzeit einen Bericht vor, der bei den Botschaften der Herkunftsländer eingereicht werden soll.
CFK zur Vernehmung
Cristina Fernández de Kirchner ist zur Vernehmung vorgeladen worden. Bundesrichter Claudio Bonadio bestellte die Ex-Präsidentin für den 13. April ins Gerichtsgebäude „Comodoro Py“, wo sie sich Fragen zu verlustreichen Devisentermingeschäften der Zentralbank stellen muss. Neben Kirchner wurden auch ihr ehemaliger Wirtschaftsminister Axel Kicillof und der einstige Zentralbankchef Alejandro Vanoli vorgeladen. Ermittelt wird, ob ein Betrug an der öffentlichen Hand vorliegt. Die Empörung seitens der Gefolgsleute von Cristina war groß. Der einstige Verteidigungsminister Agustín Rossi bezeichnete Richter Bonadio als „juristischen Rammbock“ im Kampf gegen das Kirchner-Lager, und die Abgeordnete Diana Conti sprach von einem „klaren Fall politischer Verfolgung“. Besonders deutlich wurde der Sozialaktivist Luis D‘Elía, der sagte: „Wenn Cristina zur Gefangenen der Macri-Justiz wird, dann wird es einen zweiten 17. Oktober geben.“ Eine Anspielung auf die Massenproteste im Jahr 1945, die die Freilassung des auf der Insel Martín Garcia festgesetzten Juan Domingo Perón erzwangen. Das Datum ist seitdem als „Tag der peronistischen Treue“ bekannt.
Argentinierinnen ermordet
Zwei Touristinnen aus Mendoza sind in Ecuador ermordet worden. Die Leichen wurden an einem Strand gefunden. Sie seien durch Schläge am Kopf verletzt worden, teilte der ecuadorianische Innenminister José Serrano Salgado am Sonntag mit. Die Frauen waren zuvor seit rund einer Woche vermisst worden. Zwei mutmaßliche Täter seien festgenommen worden, einer von ihnen habe den Doppelmord gestanden, so der Minister weiter. Die Männer hätten die 22 und 21 Jahre alten Argentinierinnen in ihre ärmliche Wohnung in der Nähe des Strandes in Montañita geführt. Dort hätten die Männer versucht, die Frauen zu vergewaltigen. Als diese sich wehrten, töteten die Männer ihre Opfer. In dem Haus fand die Polizei Kleidungsstücke der Touristinnen sowie Blutspuren.
Hitzerekord
So heiß ist es in Buenos Aires im Februar seit Beginn der Wetteraufzeichnung vor 110 Jahren noch nie gewesen: 25,8 Grad betrug im zurückliegenden Monat die durchschnittliche Temperatur. Somit wurde der bisherige Höchstwert aus dem Jahr 1943 um 0,1 Grad überboten. Dies geht aus den Daten hervor, die der nationale Wetterdienst (SMN) am Mittwoch veröffentlichte. Auch eine weitere Information veranschaulicht, welche Hitze in diesem Sommer herrschte: So sind vom 21. Dezember vorigen Jahres bis Ende Februar in der Hauptstadt 66 Tage registriert worden, an denen das Quecksilber Durchschnittswerte von mindestens 26 Grad anzeigte.
Dengue-Fälle
In Stadt und Provinz Buenos Aires gibt es immer mehr autochthone Dengue-Fälle. Seit Beginn des Jahres sind 179 Infektionen bei Personen festgestellt worden, die vorher nicht in den Dengue-Gebieten im Nordwesten des Landes waren. In der Hauptstadt waren es 62, in der Provinz 117 Ansteckungsfälle, die am Ort entstanden sind. Dies stellt eine Verfünffachung gegenüber den Zahlen von 2009 dar, dem Jahr mit den meisten Dengue-Fällen im ganzen Land. Die gegenwärtig am stärksten betroffene Provinz ist Misiones, wo es bereits 6000 Dengue-Patienten gibt.
Transparenz angekündigt
Größtmögliche Transparenz bei den Gehältern und Einkünften hat die neue Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, ankündigt. Bei ihrer Rede zur Eröffnung der Sitzungsperiode des Provinzparlaments versprach sie, ihre Vermögenserklärung der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Das Gleiche soll für ihre Minister und alle gehobenen Beamten der Provinzregierung gelten. Überraschend war zudem die Ankündigung, dass auch der Polizeichef, die Kommissare sowie die Gefängnisdirektoren Vermögenserklärungen abgeben müssen, in die die Presse und andere Einsicht nehmen können. Es ist bekannt, dass es bei vielen dieser Beamten traditionell eine große Korruption gibt, die mit dem Drogenhandel, der Duldung verschiedener Verbrechen und, im Fall der Gefängnisse, mit Bevorzugung von Häftlingen und krummen Geschäften zusammenhängt. Die oft sichtbare Vermögenszunahme bestimmter Staatsdiener, die in sehr guten Wohnungen, neuen Autos und dergleichen zum Ausdruck kommt, lässt sich mit dem Gehalt, das sie beziehen, nicht erklären. Doch bisher hat niemand dies beanstandet. (AT/mc/dpa/jea)
Meinung
Lehrerstreiks
Alljährlich wiederholt sich der Streit um die Gehaltserhöhung der Lehrer, meist Lehrerinnen, im Rahmen der Verhandlungen über einen neuen Gesamtarbeitsvertrag. Die Nationalregierung beschäftigt kein Lehrpersonal, weil Schulen Sache der Gliedstaaten, 13 Provinzen und die autonome Stadt Buenos Aires sind. Trotzdem nahm der nationale Erziehungsminister Esteban Bullrich Stellung zum Thema, als er eine Gehaltszunahme von 25 Prozent empfahl.
Anders als in den letzten Jahren unter den Regierungen von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, kam es dieses Jahr nicht zu einem Streik der Lehrer/innen in dieser maßgebenden Provinz, die etwa 40 Prozent aller Schulen betreibt. Private Schulen, zumal in der autonomen Stadt Buenos Aires, sind vom Lehrerstreik nicht betroffen. Sie lösen Gehaltsfragen intern.
Nationales Ziel ist die Einhaltung von mindestens 180 Schultagen. Vor den Regierungen von Perón wurden auch samstags Schulen besucht. Staatliche Schulen sind anders als in Chile gebührenfrei. Unter Gouverneur Scioli wurden meistens die geplanten 180 Tage Schulbesuch nicht eingehalten, wie es Mauricio Macri in seiner öffentlichen Debatte seinem Gegner Gouverneur Daniel Scioli vorwarf. Die Lehrergehälter sind nicht mit privaten Löhnen und Gehältern vergleichbar.
Das Thema ist auch deshalb kompliziert, weil Lehrer/innen meistens nur fünf Tage in der Woche tätig sind und zwei Monate Ferien, plus eine Woche Winterferien genießen.
Dieses Schuljahr entfällt der Streik am Anfang des Schuljahres, wie es Präsident Mauricio Macri versprochen hat, allerdings nicht in allen Provinzen. Viele Provinzregierungen leiden unter Finanznot und sind auf Zuwendungen der Nationalregierung angewiesen, abgesehen von einem seinerzeit eingeführten Sonderfonds für Erziehungszwecke. Deshalb halten sich zehn Provinzregierungen nicht an die Gehaltsweisungen der Nationalregierung und weigern sich, die Gehaltsforderungen der fünf Lehrergewerkschaften zu erfüllen. Für Präsident Mauricio Macri sind die beiden Gliedstaaten, Stadt und Provinz Buenos Aires, wo seine Parteienallianz „Cambiemos“ regiert, von entscheidender politischer Bedeutung. In beiden Gliedstaaten wurde der Schulbesuch am 29. Februar begonnen, wogegen in zehn Provinzen die Lehrer streikten. Ob nach einer Einigung die Streiktage bezahlt werden, ist vorerst eine Frage ohne Antwort. Für die nationale Politik ist Präsident Mauricio Macri entschieden siegreich gewesen, anders als seine Vorgängerin Cristina Kirchner und Exgouverneur Daniel Scioli.
Das ist derzeit das Fazit des Lehrerstreiks.
Meinung
Keine klaren Sieger
Von Stefan Kuhn
Der Super-Dienstag ist vorbei, die Favoriten haben gewonnen, doch weder Hillary Clinton bei den Demokraten, noch Donald Trump bei den Republikanern konnten sich deutlich von ihrem bzw. ihren Konkurrenten absetzen.
Bei den Demokraten dürfte das Rennen allerdings gelaufen sein. Clinton hat in sieben der elf Bundesstaaten, in denen am Dienstag gewählt wurde, die Nase vorn gehabt. Ihr Konkurrent Bernie Sanders hat vier gewonnen, darunter seinen Heimatstaat Vermont, wo er auf beindruckende 86 Prozent der Stimmen kam. Dazu kamen Siege in Colorado, Minnesota und Oklahoma und eine knappe Niederlage in Massachusetts. Clinton holte Texas und eine Reihe anderer Südstaaten, darunter ihre frühere politische Heimat Arkansas. Ihr Mann, Ex-Präsident Bill Clinton, war dort lange Jahre Gouverneur.
Hillary Clinton konnte ihren Vorsprung am Dienstag ausbauen. Rechnet man die „Superdelegierten“, das sind Amts- und Würdenträger der Demokratischen Partei, die mit großer Mehrheit Clinton unterstützen wollen, liegt sie mit 1001 zu 374 Stimmen in Führung. Die US-Nachrichtenagentur AP sieht Clinton bei 1052 und Sanders bei 427 Delegierten. Für die Nominierung muss man 2383 Delegierte hinter sich bringen. Sieht man sich die bisher gewonnenen stimmgebundenen Delegierten an, ist der Vorsprung Clintons deutlich geringer. Hier steht es 566 zu 376.
Clintons Erfolg am „Super-Dienstag“ hat noch einen anderen Haken. Sie hat bisher vorwiegend Staaten gewonnen, die bei den Präsidentschaftswahlen für die Republikaner stimmen. Das heißt, bei der traditionellen demokratischen Wählerschaft hat sie nach wie vor einen schweren Stand. Sie muss die Sanders-Wähler und die Arbeiter mit einbinden. Die einen könnten aus Frust der Präsidentschaftswahl fernbleiben, die anderen auf das Trump-Märchen vom Jobwunder reinfallen.
Donald Trump kann zufrieden mit dem „Super-Dienstag“ sein. Er hat ebenfalls sieben Staaten gewonnen. Noch wichtiger ist allerdings das durchwachsene Abschneiden seiner Konkurrenten. Der erzkonservative Ted Cruz konnte zwar seinen politischen Heimatstaat Texas sowie Alaska und Oklahoma gewinnen, lag aber in einigen Staaten nur auf dem dritten oder vierten Rang. Marco Rubio, Sohn kubanischer Einwanderer und Hoffnung des Parteiestablishments, gewann lediglich den Nordstaat Minnesota. Im Süden kam er meist nur auf den dritten Rang. Mag sein, dass die republikanischen Wähler noch nicht bereit sind, einen katholischen Hispanic zum Präsidentschaftskandidaten zu wählen.
Trump hat bisher 338 Delegierte hinter sich, Ted Cruz kommt auf 236, Marco Rubio auf 112 und John Kasich auf 27 Delegierte. Der afroamerikanische Neurochirurg Ben Carson hat acht Delegierte hinter sich. Es wird erwartet, dass er am heutigen Freitag seinen Ausstieg aus dem Rennen erklärt. Für die Nominierung zum Präsidentschaftskandidaten sind bei den Republikanern 1237 Delegiertenstimmen erforderlich.
Kasich dürfte noch bis zum 15. März im Rennen sein, wenn in seinem Heimatstaat Ohio gewählt wird. Ohio vergibt 66 Delegierte nach dem „Winner-Takes-All“-Prinzip. Bei einem Sieg könnte Kasich einen großen Sprung nach vorn machen. An diesem Tag, einem kleinen „Super-Dienstag“ wird auch in Florida abgestimmt. Dort entscheidet sich wohl auch das Schicksal von Marco Rubio. Rubio ist US-Senator für Florida, und es werden 99 Delegierte nach dem „Winner-Takes-All“-Prinzip vergeben. Dieses Prinzip gilt, je nach Quelle, in drei oder fünf der sechs Bundesstaaten, die an diesem Tag wählen.
Bei den Republikanern kann es also noch zu größeren Überraschungen kommen.
Meinung
Randglossen
In seiner ersten Rede vor versammeltem Kongress seit seinem Amtsantritt al 10. Dezember 2015 hat Präsident Mauricio Macri in einer Stunde eine deutlich negative Bilanz seiner Vorgängerregierungen der Kirchners gezogen, entgegen den Empfehlungen seines politischen Beraters aus Ecua-dor Durán Barba. Diese Bilanz war entschieden vernichtend. Macri beschuldigte seine Vorgänger für die derzeitige Inflation, die etwa 30 Prozent im Jahr beträgt. Genaue Zahlen wird das statistische Institut Indec erst im Juni ermitteln. Für die Inflation mit Verschwendung öffentlicher Gelder bezog er sich auf die Zunahme der Staatsangestellten von 2,2 auf 3,6 Millionen Personen, was er als reine Demagogie darstellte. Alle staatlichen Ämter werden derzeit überprüft, um die Korruption aufzudecken und die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen. Wie Macri die Inflation ausrotten will, bleibt vorerst sein Geheimnis.
Der seit über einem Jahr ungeklärte Tod von Alberto Nisman, Sonderstaatsanwalt zur Aufklärung des Attentats gegen das jüdische Hilfswerk AMIA, war dieser Tage abermals Gegenstand der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit, als der vormalige Chefspion Antonio Stiusso ganze 16 Stunden vor der Richterin Palmadini aussagte und dabei behauptete, dass Nisman von Schergen der Kirchnerregierung umgebracht worden sei. Einen Selbstmord schloss Stiusso aus. Zudem verband er den Mord mit den Verhandlungen der Regierung mit dem Iran, die zum Memorandum führten, das nachher von der Justiz als verfassungswidrig eingestuft wurde. Iran hatte sich bemüht, angereichertes Uran von Argentinien zwecks Bau einer Atombombe zu erhalten, welcher Irrsinn inzwischen fallen gelassen wurde, nachdem Iran sich im Atomstreit mit den Großmächten geeinigte hatte. Der Fall muss jetzt von einem Bundesgericht untersucht werden, womit für Spannung gesorgt ist.
Jetzt geht‘s los, das Verbotsverfahren gegen die NPD. Man solle es stoppen und hätte es gar nicht erst einleiten sollen, denn schlimmstenfalls könnte es ein Wiederbelebungsversuch für die Neonazi-Partei werden. Die NPD ist tot, sie sitzt nur noch im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern und mit einem Abgeordneten im Europaparlament. Dazu kommen noch einige Gemeinderäte, vorwiegend im Osten der Republik. Rechtsextreme wählen heutzutage die AfD, eine offen rechtsextreme, fremdenfeindliche Partei seit sich die Wirtschaftsliberalen von ihr abgespalten haben. Scheitert der Verbotsantrag, dann hat die NPD ein verfassungsrechtliches Gütesiegel. Kommt er durch, muss man wohl über kurz oder lang die AfD verbieten.
Kein Schwein gehabt? Das soll des Öfteren vorkommen. Dem wollen Schleswig-Holsteins Christdemokraten jetzt Abhilfe verschaffen. Sie wollen im Norden ein „Recht auf Schweinefleisch“ in Kantinen, Mensen oder Schulküchen durchsetzen. Diese bieten, nach Meinung der CDU, aus Rücksicht auf Muslime oder Juden zu wenig Schweinefleischgerichte an. Das erinnert ein bisschen an den „Veggie-Day“, den die Grünen aus Klimaschutzgründen bei der letzten Bundestagswahl vorgeschlagen haben. Dies ging damals nach hinten los, brachte den Grünen Häme und Spott und vermutlich auch Stimmenverluste. Die schleswig-holsteinische CDU hätte besser nicht die Sau rausgelassen. Auch in der Bundespartei lacht man über diese Initiative.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,94 gegen $ 15,60 am Mittwoch zuvor, und lag um 18,87% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 28,12 Mrd. gegen $ 28,86 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB musste mehrere hundert Millionen Dollar verkaufen, um die verhindern, dass der Kurs über $ 16 steigt, wo er sich zeitweilig befand. Erst am Mittwoch beruhigte sich der Markt. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 15,85, zum 30.06.16 bei $ 16,82, und zum 30.09.16 bei $ 17,85. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 24,78%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,90 für den Ankauf gegen $ 15,58 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 4,70% und liegt 13,24% höhergegenüber Ende 2015.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 10,76% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 4,59%. Bonar 2024 gewinnen 0,56% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 2,15% im Plus gegenüber Jahresende 2015.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 342,74 (Vorwoche $ 358,49) und bei 24 Karat um $ 489,62 (Vorwoche $ 482,56) gehandelt.
***
Im Februar wurden 47.662 Kfz in das ofizielle Register eingetragen, was dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden entspricht. Es waren 10,7% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Dennoch lagen die Eintragungen im ersten Bimester mit 105.202 Einheiten um 4% unter dem Vorjahr. Im Bimester war der Fiat Palio mit 5.352 Einheiten das meistverkaufte Modell, gefolgt von Chevrolet Classic (5.252), VW Gol (4.213), Toyota Etios (4.047), Ford Fiesta Kinetic (3.504), Ford Focus II ( 3.497), Fiat Siena (3.477), Toyota Corolla (3.470), Ford Ecosport (3.254) und Renault Clio MIO (3.126).
***
Das Amt des Kabinettschefs gab bekannt, dass die volle Rückgabe der MwSt (je nach dem Produkt, 10,5% oder 21%) auf lebensnotwendige Nahrungsmittel über Zahlkarten (Tarjeta de débito) an Rentner erfolgen werde, die die Mindestpension beziehen, aber auch an diejenigen, das das Kindergeld empfangen und eventuell noch andere.
***
Die Zeitung „Clarín“ berichtet (3.3.16), dass der K-Unternehmer Cristóbal López die von seinem Konzern herausgegebene Zeitung „The Buenos Aires Herald“ in der Papierausgabe aufgeben werde. Wie weit die digitale Ausgabe beibehalten wird, wurde nicht mitgeteilt; doch dies wäre auf alle Fälle sehr unwirtschaftlich, so dass auch erwogen wird, auf eine Wochenausgabe überzugehen. Die Zeitung weist einen Verlust von $ 2 Mio. pro Monat aus. Der „Herald“ wurde vor 140 Jahren gegründet. 2007 kaufte sie der K-Unternehmer Sergio Spolski vom US-Konzern „Evening Post Publishing“. Ein Jahr später verkaufte dieser sie an Orlando Vignatti, der kurz vorher die Zeitung „Ambito Financiero“ gekauft hatte. Vor einem Jahr verkaufte dieser dann 60% beider Zeitungen an die Gruppe Indalo, von Cristóbal López. Der Verlust der verschiedenen Medien dieses Konzerns, darunter auch der Fernsekanal C5N, ist sehr gross geworden. Jetzt muss López $ 26 Mio. an seine Medienunternehmen übertragen, um Gehälter zahlen zu können. Unter den Kirchners deckte die offizielle Werbung ca. 20% der gesamen Einnahmen. Das fällt jetzt weg.
***
Die Regierung hat eine bedeutende Erhöhung der Mautgebühren bei den in Konzession betriebenen Strassen verfügt. Bei der Strasse 7, steigt die Gebühr an der Mautstelle San Andrés de Giles von $ 8 auf $ 30, an der Mautstelle beim Km. 90 der Strasse 5, wird die Gebühr von $ 2 auf $10 erhöht. Die Überlandstrassen 3, 5, 7, 8, 9, 12, 16, 19, 33, 34, 38, 188, 191, 205 und 226 werden in Konzession von den grossen Baunternehmen betrieben: Roggio, Iecsa, Cartellone, Esuco, Helport, Eelectrolingeniería, Isolux, CPC und Petersen. Die Erhöhung ist an die Verpflichtung gebunden, die Strassen voll instand zu setzen, nachdem sie unter den Kirchners stark vernachlässigt wurden und viele sich in sehr schlechten Zustand befanden, mit grossen Löchern u.dgl.
***
Die Argentiner Carlos und Alejandro Bulgheroni, Inhaber des Erdölunternehmes Bridas, wurden von der Zeitschrift Forbes für 2016 auf Platz 24 (Vorjahr: 283) der Liste der Multimillionäre eingestuft, mit einem Vermögen von u$s 4,5 Mrd. Es folgen die Brüder Paolo und Gianfelice Rocca (Techint-Konzern) mit u$s 3 Mrd. Danach kommen die Argentiner Eduardo Eurnekian, Gregorio Perez Companc und Alberto Roemmers.
***
Carlos Bastos, Staatssekretär für Energie unter Menem und Infrastrukturminister unter De la Rúa, wurde zum Vorsitzenden des Kontrollorganes der Stromwirtschaft ENRE ernannt. Bastos war auch beratend für die lokalen Unternehmen auf dem Bereich des elektrischen Stroms tätig. Unter Menem war er der Hauptverantwortliche für die Privatisierung der Kraftwerke, des Ferntransportsystems und des Verteilungssystems in Gross Buenos Aires. Diese Privatisierung, die über einzelne Konzessionen für Kraftwerke, für Ferntransportleitungen und für das Verteilungssystem erfolgte, so dass über ein Dutzend Unternehmen gebildet wurden, war sehr erfolgreich und führte u.a. dazu, dass Néstor Kirchner seine Regierung mit einem hohen Kapazitätsüberschuss bei der Stromerzeugung und einer guten Instandhaltung bei der Verteilung begann. Beides hörte schon vor einigen Jahren auf.
***
Die Weizenproduktion 2015/16 wurde vom Landwirtschaftsministerium nach Beendigung der Ernte auf 11, Mio. Tonnen festgesetzt, 18,7% unter dem Vorjahr, aber mehr als bisherige Schätzungen von ca. 10 Mio. t. Nachdem jetzt der Exportzoll abgeschafft wurde und keine Kontingentierung der Exporte besteht, und auch weil der Wechselkurs real höher ist, wird für 2016/17 mit einer viel höheren Ernte gerechnet. Laut Experten sind 20 Mio. Tonnen gut möglich.
***
Die rückläufige Konjunktur wirkt sich besonders bei Restaurants aus, deren Preise in der Bundeshauptstadt im Januar um 8% und in drei Monaten um 14,4% gestiegen sind, wie aus den Zahlen des Statistischen Amtes der Stadt hervorgeht. Obwohl dieses Jahr weniger Menschen die Stadt verlassen haben, um sich in Ferienorte zu begeben, wiesen die Hotels ca. 20% weniger Gäste als im Vorjahr aus, und 40% weniger als im Sommer 2012. Es fand ein notorischer Übergang auf die „fast-food-Ketten“ (McDonald, Burgerking, Subway u.a.) und Selbstbedienungsrestaurants statt. Ein Gericht mit Rindfleisch kostet in einem gewöhnlichen Restaurant zwischen $ 100 und $ 120, und wenn es Lende („lomo“) ist, sogar $ 150.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche Bonds für $ 12 Mrd. ausgegeben, mit Verfall zwischen 2018 und 2010 und Zinsen gemäss Badlarsatz plus 275 oder 325 Basispunkte, je nach Laufzeit, was gegenwärtig ca. 30% jährlich ergibt. Es ist vorgesehen, in diesem Jahr Bonds für $ 40 Mrd. auszugeben.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion geht weiter zurück. Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 24.2.16 um 22,96%, bei einer Abnahme von 8,86% in 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 30,72%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 24. Februar 2016 um 27,45% auf $ 1,24 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos um 35,06% auf $ 842,58 Mrd. Die Depositen Dollar stiegen um 38,21% auf u$s 13,24 Mrd., und die Dollarkredite um 4,90% auf u$s 3,75 Mrd. Somit machen die Pesokredite 67,95% der Depositen aus, während die Dollarkredite nur 28,32% der Depositen betragen.
***
Die Regierung der Provinz Santiago del Estero gab eine Gehaltserhöhung für sämtliche Provinzbeamten, einschliesslich Lehrer, von 35% auf das Grundgehalt bekannt. Wie viel dies auf das Gesamtgehalt ausmacht, und wie weit Gehälter erhöht werden, die über dem Minimum liegen, wurde nicht mitgeteilt. Aber man kann davon ausgehen, dass die Gesamtzunahme niedriger ausfällt. Die Regierung der Provinz San Luis hatte schon vorher eine Zulage von 40% angekündigt, die jedoch auch nicht geklärt wurde.
***
Steuerzahler aus der Provinz Buenos Aires geniessen seit Anfang März über einen neuen Zahlungsplan für geschuldete Steuern. Wer sich im März online anmeldet und bereit ist, die Rückzahlungen bar zu begleichen, soll über eine Vergünstigung i.H. von 45% geniessen. Bei Ratenzahlungen fällt eine Vergünstigung von 35% auf 3 Monaten, oder von 15% auf sechs Monate, zuzüglich eines Zinssatzes von einem Prozent monatlich. Bei der Steuerbehörde ARBA geht man von 500.000 säumigen Zahlern aus. Wer sich im April anmeldet, erhält ein Rabatt von 30%, ebenfalls bei Barzahlung. Anmeldungen im Mai geniessen eine Vergünstigung von 15%. Nach Ablauf der Frist, also ab Juni, soll es nur die Möglichkeit eines Finanzierungsplans für diejenigen Steuerzahler geben, die finanzielle Schwierigkeiten nachweisen können. Die Zinsen liegen dann zwischen 1% und 2,5%, abhängig von den Raten. Einzige Ausnahme bilden die Steuerzahler mit Nachzahlungen der Immobiliensteuer. Hier soll der Wert der Immobilie die Summe von $ 96.000 nicht übersteigen.
***
Über Jahre beschwerte sich die argentinische Regierung über die Schliessung des nordamerikanischen Markt für argentinisches Rindfleisch. Das Verbot für den Export ist zwar längst aufgehoben, aber die Verladungen dürfen noch nicht beginnen. Denn: im einzigen Labor (in Martínez), wo die notwendigen Analysen durchgeführt werden können, die von Washington gefordert werden, fehlen sämtliche Geräte um den Verdacht auf die Bakterie Coli E festzustellen. Man wird sich um eine Frist bis mindestens Jahresmitte bemühen. Bis dahin sollen alle Probleme gelöst werden.
***
Der bilaterale Handelsaustausch zwischen Argentinien und Brasilien ist im Februar 2016 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 5,1% auf u$s 1,69 Mrd. zurückgegangen. Dabei ergab sich ein Defizit für Argentinien von u$s 457 Mio., drei Mal so viel wie im gleichen Vorjahresmonat. Die argentinischen Exporte nahmen interanuell um 24,2% auf u$s 617 Mio. ab, während die Importe aus Brasilien in der gleichen Periode um 11% stiegen.
***
Präsident Macri wies in seiner Rede vom 1. März darauf hin, dass eine Schuld von $ 12,3 Mrd. bei öffentlichen Bauten bestehe, deren Vollendung $ 123 Mrd. kosten werde. Das bedeutet, dass das Haushaltsprojekt für 2016 einen Betrag von $ 60 Mrd. für diesen Zweck enthalten müsste, da eine Frist von 24 Monaten für die Vollendung dieser Arbeiten vorgesehen ist. Doch das Budget enthält dieses Jahr nur einen Betrag von $ 22 Mrd. Das bedeutet, dass der Bau dieser Objekte verlangsamt werden muss, was zusätzliche Kosten schafft (wegen der fixen Kosten der Bauunternehmen und der Zinsen). Es wäre besser, wenn die Regierung bestimmte Bauten für einige Zeit einfach stilllegt, so dass die verbleibenden kurzfristig vollendet werden können. Macri sagte jedoch leider nichts über dies.
***
Macri gab bekannt, dass die Eisenbahn Belgrano Cargas (die Buenos Aires mit dem Nordwesten verbindet) letztes Jahr nur 2,5 Mio. Tonnen Fracht befördert habe, 3,1 Mio. Tonnen weniger als 2001. Das habe allein im Jahr 2015 einen Verlust von $ 2 Mrd. verursacht. Vor einigen Jahrzehnten beförderte diese Eisenbahn über 10 Mio. Tonnen pro Jahr, wobei u.a. der allergrösste Teil des in Tucumán, Salta und Jujuy erzeugten Zuckers mit diese Eisenbahn nach Buenos Aires, Rosario u.a. Städten befördert wurde. Heute wird der Zucker per Lastwagen transportiert, obwohl die Eisenbahn theoretisch bei einer Strecke von über 1.600 km viel billiger sein sollte. Wie der Fall jetzt in Angriff genommen werden soll, verschwieg Macri.
***
Der Präsident wies in seiner Rede vor dem Parlament auf die Bedeutung der Schaffung des Modernisierungsministeriums hin, etwas, das es zum ersten mal gibt. Es werde sich mit fünf Themen befassen: 1. Modernisierung der Staatsverwaltung; 2. Erneuerung der technologischen Infrastruktur (was sich vornehmlich auf Computer und die damit verbundene Technologie bezieht); 3. Offene Regierung; 4. Digitale Regierung (was sich auf den Übergang vom Papier auf Internet bezieht). 5. Ausbildung der menschlichen Ressourcen und grosse Bedeutung der Beamtenkarriere.
***
Die ZB konnte bei ihrer Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag $ 35,84 Mrd. unterbringen. Die Amortisationen von bestehenden Lebac lagen über diesem Betrag, so dass eine Nettoemission von $ 12,7 Mrd. verblieb. Dennoch stiegen die Zinsen zwischen 300 und 585 Basispunkten (3 bis 5,85 Prozentpunkte). Für Lebac auf 35 Tage wurden 37% bezahlt und für längere Fristen von 28% bis 34,5%.
***
Der Verband der „Freien Verbraucher“ („consumidores libres“) stellte im Februar eine Teuerung von 4,08% fest. Diese bezieht sich auf ingesamt 38 Produkte aus einem eigen zusammengestellten Warenkorb. Seit Jahresanfang liege der Preisauftrieb bei 8,06% sagte ihr Vorsitzender Héctor Polino.
***
Die Regierung strebt eine Gesetzesänderung an, um bei Anschaffungen staatlicher Unternehmen und Ämter lokale Unternehmen zu bevorzugen, teilte das Industriestaatssekretariat mit. Das zur Zeit gültige Gesetz Nr. 25551 vom Dezember 2001 wurde bislang so gut wie nie angewendet. Im Jahr 1963, unter José A. Martinez de Hoz als Wirtschaftsminister, wurde zum ersten Mal eine deutliche Bevorzugung lokaler Lieferanten bei Staatsunternehmen eingeführt, mit einem System, bei dem von Fall zu Fall bestimmt wurde, ob ein Import zugelassen wurde oder nicht. Dieses System wurde seit vielen Jahren nicht mehr angewendet. Nach den Prtivatisierungen der 90er Jahre hat es ohnehin wenig Sinn. Damit ein System gegenwärtig wirksam wird, muss es auch die Betreiber von Konzessionen bei öffentlichen Diensten umfassen. Ausserdem muss sich das System an die WHO-Normen halten, die es 1963 nicht gab.
***
Die Schweinefleischproduktion erreichte im vergangenen Jahr mit 483,4 Mio. t einen Rekord. Sie konnte um 9,5% gegenüber dem Vorjahr gesteigert werden, berichtet das Beratungsbüro IES. Auch beim Verbrauch wurde im Vergleich zum Jahr 2014 eine Steigerung von 10% festgestellt. Der gestiegene Preis für Rindfleisch hat den Konsum von Schweinefleisch angeregt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das brasilianische Unternehmen Vale, der weltweit grösste Produzent von Eisenerz, weist für 2015 einen Verlust von u$s 12,13 Mrd. aus. Dies ist nicht nur eine Folge des Preisrückganges des Eisenerzes von u$s 96,7 auf u$s 55,5 pro Tonne, und der Abwertung des Real um 47% im Laufe des Jahres, sondern auch des Zusammenbruches von zwei Dämmen der Tochtergesellschaft Samarco im Dezember 2015, was die grösste Umweltkatastrophe darstellt, die Brasilien bisher erlebt hat. Vale hatte 2014 noch u$s 657 Mio. verdient, und 2012 sogar u$s 5,20 Mrd.
***
In Brasilien hat der Senat dem Regierungsprojekt zugestimmt, das die Exklusivität von Petrobras bei der Ausbeutung von Erdöllagern auf dem Meer, in 4.000 Metern Tiefe, abschafft. Das bedeutet, das internationale Erdölunternehmen jetzt zugelassen werden. Doch das Projekt sieht vor, dass die Gebiete, die ausgeschrieben werden, zunächst Petrobras angeboten werden müssen, wobei sich das staatliche Unternehmen in 30 Tagen entscheiden muss, ob es das Lager ausbeuten will.
***
Der Konsum von Rohstahl lag in ganz Lateinamerika im Jahr 2015 mit 63,5 Mio. Tonnen um 3% unter dem Vorjahr, und der von Walzprodukten mit 53,3 Mio. Tonnen um 5% niedriger. Gleichzeitig nahm der Konsum um 4% auf 68,7 Mio. Tonnen ab. Die Zahlen stammen vom lateinamerikanischen Stahlverband. Der regionale Konsum wird zu 36% durch Importe von ausserhalb Lateinamerikas (Alacero) gedeckt, wobei dieser Anteil eine zunehmende Tendenz aufweist.
***
Chiles Bergbauproduktion ist nach amtlichen Angaben des Statistikamtes im vergangenen Januar innerjährlich um 12,5% zurückgegangen. Damit erreichte sie ihr tiefstes Niveau seit Juli 2011.
***
Brasiliens Wirtschaftsleistung ist im vergangenen Jahr um 3,8% eingebrochen, so stark wie seit 1990 nicht mehr. Wie die nationale Statistikbehörde (IBGE) mitteilte, sank das Bruttoinlandsprodukt auf 5,9 Bio. Real, umgerechnet E 1,4 Bio. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Mercado Libre
Dieses erfolgreiche Unternehmen, das sich mit Warenhandel über Internet befasst, hat die Firma Monits gekauft, die eine besondere Software für Mobiltelefone entwickelt hat. Mit den 55 Angestellten von Monits gelangt Mercado Libre jetzt auf eine Belegschaft von über 900 Personen. Monits wurde 2010 von Juan Martín Sotuyo Dodero, Ignacio Dodero und Diego Hernayes gegründet
Tenaris
Dieser multinationale Konzern der Techint-Gruppe, der die Werke für nahtlose Stahlröhren umfasst, in Argentinien das von Siderca, wies 2015 einen Umsatzrückgang von 31% auf u$s 7,1 Mrd. aus, was zu einem Verlust von u$s 74 Mio. führte, nach einem Gewinn von u$s 1,18 Mrd. im Vorjahr. Dies ist eine direkte Folge des niedrigen Erdölpreises, der dazu geführt hat, dass kaum noch in neue Bohrungen investiert wird. Die Röhren dienen vornehmlich zu Verkleidung der Bohrungen.
Total
Dieses französische Erdölunternehmen gab die Förderung von Gas aus einem Lager auf dem Meeresgrund bekannt, auf dem Gebiet von „Vega Pléyade“, 20 km von der Küste entfernt, bei der Bucht von San Sebastián. Die Gasförderung soll 10 Mio. cbm täglich erreichen, was 7% des landesweiten Gaskonsums darstellt. Total hat eine Plattform auf dem Meer eingerichtet, die 50 Meter tief ist und über eine Gasleitung von 77 km mit den Anlagen für Gasbehandlung in Rio Cullen und Cañadón Alfa verbinden. Das Gebiet wird von Total in Verbindung mit Wintershall (37,5% Anteil) und Pan American Energy (25% Anteil) ausgebeutet. Mit der Förderung auf dem Meer, nahe bei Tierra del Fuego und in Neuquén, liefert der Konzern gegenwärtig 30% des gesamten argentinischen Gaskonsums.
Newsan
Dieses Unternehmen, das allerlei Haushaltsgeräte und auch Laptops unter den Marken Noblex, Atma, Sanyo, Philco und seit einigen Jahren auch SIAM, erzeugt und vertreibt, hat ein Abkommen mit der spanischen Fagor abgeschlossen, die führend in Europa auf dem Gebiet der Eisschränke, Waschmaschinen u.a. Produkten ist. Newsan wird die Produkte von Fagor in den Fabriken in Avellaneda und Campana herstellen, zum Teil auch in der Fabrik in Ushuaia, Tierra del Fuergo, wobei es sich, vor allem in der ersten Etappe, um Montage handelt. Newsan erwartet dabei einen Umsatz von u$s 20 Mio. in den ersten 12 Monaten. Newsan beschäftigt ca. 5.000 Arbeitnehmer in acht Fabriken, plus drei Logistikzentren in Feuerland und der Bundeshauptstadt.
Tetrapak
In ihrem Werk im Industriepark der Provinzhauptstadt La Rioja wird dieses schwedische Unternehmen, das zum Konzern Tetra Laval Group gehört, eine Investition von E 5 Mio. zur Einführung neuer Technologien und Verpackungen tätigen. Die TetraPak-Behälter werden zunehmend für Wein u.a. Getränke verwendet. Die Firma exportiert ihre Produkte ebenfalls in Nachbarländer.
Wirtschaftsübersicht
Die Macri-Rede: harte Kritik, gute Absichten und keine konkreten Massnahmen
Die Rede von Präsident Mauricio Macri anlässlich der Eröffnung der Parlamentssitzungen brachte wenig Neuigkeiten. Auf der einen Seite betonte er die schwierige Erbschaft, in vielen Fällen mit bisher wenig bekannten Einzelheiten, und dann kam der übliche Katalog guter Absichten. Aber es fehlten Ankündigungen über die konkrete Massnahmen, auf die es jetzt ankommt. Die ausführliche Erläuterung der kritischen Lage, die ihm CFK hinterelassen hat, und die wiederholte Betonung der Einheit und der Zusammenarbeit aller Parteien, kann eventuell dahingehend gedeutet werden, dass Macri sich für harte Massnahmen vorbereitet. Sonst hätte dies politisch nicht viel Sinn.
Er betonte die phänomene Erhöhung der öffentlichen Ausgaben, ohne dass dabei eine Besserung bei den staatlichen Leistungen zu spüren sei. Er wies auf den sehr schlechten Zustand der Überlandstrassen, die unzureichende Energieversorgung u.a. Dinge hin. Es gab eben unter den Kirchners eine phänomenale Schlamperei, eine enorme Verschwendung öffentlicher Mittel, und auch eine Korruption von bisher nie dagewesenem Umfang. Auf das hat Macri hingewiesen. Aber es gab auch systematisch falsche Prioritäten und eine sehr geringe Effizienz, was ebenfalls verheerend gewirkt hat. Und das hat er nur beiläufig angedeutet, obwohl sich besonders in diesen Aspekten die neue Regierung von der vergangenen unterscheiden müsste.
Macri erwähnte beiläufig auch die Tatsache, dass die Zahl der öffentlichen Angestellten (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonome Ämter) in 12 Jahren Kirchner-Regierung von 2,2 auf 3,6 Mio. gestiegen sei. Wenn man berücksichtigt, dass jedes Jahr über 3% der Staatsangestellten in Pension gehen, zurücktreten oder sterben, dann gelangt man zum Schluss, das die Kirchners fast 2 Mio. zusätzliche Angestellte in die Staatsstruktur aufgenommen haben, von denen keine 100.000 auf die rückverstaatlichten und neugeschafften Staatsunternehmen entfallen. Wenn also bisher keine 50.000 abgebaut wurden, so ist das ein Tropfen auf den heissen Stein. Nachdem schon die 2,2 Mio. von 2003 zu viel waren, muss man sich jetzt fragen, wie der Beamtenabbau weitergeht, und wie Arbeitsplätze geschaffen werden, um diese Menschen und auch die schon bestehenden Arbeitslosen zu beschäftigen. Über all dies sagte Macri nichts.
Der Präsident sprach auch über das hohe Defizit der Staatsfinanzen. Doch er sagte nicht, was er zu tun gedenke, um dies zu korrigieren. Im Gegenteil: er kündigte noch mehr Staatsausgaben an, u.a. mehr Geld für die Rentner, und auch einen weiteren Verzicht auf Steuereinnahmen, indem Güter des Grundbedarfs der Bevölkerung von der MwSt. befreit werden sollen. Dies ist reine Demagogie, und stellt ein komplexes Verwaltungsproblem. Die MwSt. muss allgemein sein.
Macri kam mehrmals auf das Inflationsproblem zu sprechen. Er erwähnte das Wort Inflation 15 Mal. Dabei vertrat er die These, dass diese durch die überhöhte monetäre Emission verursacht werde, wie wenn dies die einzige Ursache wäre. Vom Kampf um die Einkommensverteilung, also besonders der übertriebenen Macht der Gewerkschaften, die sich gegen die Regierung und die Unternehmer mit inflationären Lohnerhöhungen durchsetzen, und von Abwertung und ihrer Auswirkung auf die Preise, sagte er nichts. Das Inflationsproblem ist gewiss komplexer, als es Macri dargestellt hat, wobei auch sein wiederholter Hinweis, dass dabei die Armen am meisten Schaden erleiden, das Thema vereinfacht und die Verzerrungen bei Seite lässt, die die Inflation bei der Wirtschaft verursacht, die im Endeffekt Wachstum und Wohlstand kosten. Der von Macri geäusserte Wunsch, dass die Inflationsrate schon in diesem Jahr abnimmt, und nachher noch mehr, wird durch keine einzige Tatsache untermauert. Es ist reines Wunschdenken. Die Inflation wird dieses Jahr bestimmt hoch bleiben, und wenn das Jahr 2016 mit 30%, von Dezember bis Dezember, abschliesst, kann man sich zufrieden geben. Und dann frägt man sich: warum sollte es 2017 anders sein?
Wirtschaftsübersicht
Einigung mit den harten Geierfonds: die Gesamtlösung steht kurz bevor
Am Montag kündigte Finanzminister Alfonso Prat Gay in einer Pressekonferenz die Einigung mit den harten Geierfonds an, die den Prozess gegen Argentinien in allen Instanzen gewonnen haben und sich bisher weigerten, einen Schnitt bei ihren Forderungen anzunehmen. Es handelt sich an erster Stelle um Elliot, kontrolliert von Paul Singer, die den Fonds NML Capital besitzt. Hinzu kommen dann noch eine Reihe anderer Fonds. All diesen Fonds wird jetzt ein Betrag von u$s 4,65 Mrd. in bar vor dem 14. April 2016 gezahlt. Davon entfallen u$s 4,40 Mrd. auf Kapital und Zinsen und u$s 235.000 auf Gerichtskosten, einschliesslich Anwaltshonorare.
Die Fonds haben dabei einen Schnitt von 25% auf ihre Forderung angenommen. Doch wenn man berücksichtigt, dass das Kapital nicht diskutiert wurde und vollständig gezahlt wird, so macht der Schnitt, bezogen auf die Zinsen, ganze 40% aus. Man kann davon ausgehen, dass die Herstellung guter Beziehungen zu den USA sich auch auf diesen Fall ausgewirkt hat. Ob Singer aus eigener Entscheidung auf den Schnitt einwilligte, oder ob ihn dies von der Obama-Regierung nahegelegt wurde, weiss man nicht. Aber man kann wohl vermuten, dass es etwas in diesem Sinn gegeben hat.
Es verbleiben jetzt noch Forderungen von u$s 9,8 Mrd. Von der Gesamtschuld von ursprünglich ca. u$s 20 Mrd. wurden schon Abkommen für u$s 10,2 Mrd. abgeschlossen. Den verbleibenden Holdouts werden die gleichen Bedingungen angeboten, wie sie jetzt mit den Geierfonds vereinbart wurden. Sie können sich jederzeit anschliessen. Einige, wohl die wenigsten, haben Prozesse eingeleitet; doch die meisten warten eben, bis ihnen eine Lösung angeboten wird, die besser als die der Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 ist. Und das ist jetzt der Fall. Es ist zu erwarten, dass sich schliesslich sämtliche ausstehende Holdouts dem Vorschlag anschliessen werden.
Zunächst können jetzt die Zinsen und Amortisationsquoten der Inhaber umgeschuldeter Staatspapiere gezahlt werden, die wegen der „pari-passu-Klausel“ eingefroren waren. Dieser Konflikt hört somit unmittelbar auf. Eine weitere Folge, auf die Prat Gay hinwies, ist die, dass jetzt effektiv weiche Bankkredite für die Finanzierung von Kapitalgüterlieferungen an Argentinien wieder erteilt werden können. Als die Regierung von CFK letztes Jahr die Zahlung der ausstehenden Schuld an den Pariser Klub verfügte, geschah nichts. Neue Kredite blieben aus, wegen des Konfliktes mit den Holdouts. Prat Gay deutete beiläufig an, dass die Regierung bei der Zahlung an den Pariser Klub zu viel gezahlt hätte. In der Tat hätten Strafzinsen diskutiert werden können, womit die Schuld um bis zu einer Milliarde Dollar hätte verringert werden können. Die Kirchner-Regierung wollte mit der Zahlung an den Pariser Klub zeigen, dass sie auch ohne Lösung des Problems mit den Holdouts Zugang zum internationalen Kredit hat. Eine Naivität. Erst jetzt dürften diese Kredite, die von den Instituten Hermes, Coface u.a. gegen politische Risiken versichert werden, wieder in Gang kommen.
Das Abkommen mit den Fonds wird jetzt dem Kongress unterbreitet, der beiläufig zwei Gesetze ausser Kraft setzten muss: eines, das die Zahlung an die Holdouts zu besseren Bedingungen als die an diejenigen verbietet, die den argentinischen Umschuldunsvorschlag von 2005 angenommen haben; und dann, das andere, das die Zahlung von Zinsen und Amortisationsquoten auf Staatspapiere in Argentinien vorsieht, sie jedoch in bestimmten Fällen auch in Frankreich erlaubt. Es wird angenommen, dass auch von der parlamentarichen Fraktion „Front für den Sieg“, die CFK unterstützt hat und den harten Kern der Opposition bildet, viele Deputierten und vor allem Senatoren mit der Regierungsfraktion stimmen, aus dem einfachen Grund, dass viele Gouverneure und auch Bürgermeister, die politisch zur gleichen Gruppe gehören, Auslandskredite haben wollen. Es kann sich um direkte Kredite handeln, aber auch um Kredite an die Nationalregierung, die dann öffentliche Arbeiten in den Provinzen vollzieht. Aber es handelt sich ebenfalls um Kredite an private Unternehmen, die Investitionsprojekte in den Provinzen durchführen. Die Kreditsperre, die bisher bestand, umfasst auch Kredite im privaten Bereich. Hinzu kommen dann direkte Investitionen von Unternehmen, die auch gehemmt waren. In einer Welt mit Kapitalüberschuss und niedrigen Zinsen kann man jetzt auf diesem Gebiet viel erwarten.
Die Regierung will jetzt unmittelbar Staatsbonds für u$s 15 Mrd. unterbringen, um die Gläubiger zu befriedigen. Prat Gay wies darauf hin, dass es bestimmt billiger sein werde, das Geld auf dem Kreditmarkt aufzunehmen, als den Holdouts Papiere zu übergeben, die sie dann unter pari verkaufen, wobei sie den Verlust dann vom Abschlag abziehen. So war es schon bei der Zahlung an Repsol für das übernommene Aktienpaket von YPF. Prat Gay vertraut offensichtlich darauf, dass er keine Schwierigkeiten bei der Unterbringung dieser Staatsbonds haben wird. Bei seiner jüngsten Reise nach China hat er eventuell auch erreicht, dass Banken dieses Landes einen Teil übernehmen. Die Frage ist eigentlich nur die, wie hoch die Zinsen sein werden.
Prat Gay bezifferte den Schaden, den Argentinien durch die Aufrechterhaltung des Konfliktes mit den Holdouts erlitten habe, auf mehrere zehntausend Milliarden Dollar. Macri erwänte dann am nächsten Tag einen Betrag von u$s 100 Mrd. Prat Gay sagte, dieser Konflikt habe den argentinischen Staat gezwungen, Staatsschulden in Dollar bei Verfall zu zahlen, ohne gleichzeitig neue Schulden aufzunehmen, wie es allgemein üblich sei. Mit den Mitteln, die für die Amortisation von Staatsschulden aufgewendet worden seien, hätten Infrastrukturprojekte finanziert werden können, die bitter notwendig sind. In der Tat war die Kirchner-Regierung in eine Sackgasse geraten, nachdem die Wirtschaft ab 2011 nicht mehr wuchs und auch kaum noch private Arbeitsplätze schuf. Diese vierjährige Stagnation soll jetzt überwunden werden, und das geht laut Prat Gay nicht ohne Auslandskredite. Beiläufig wird mit diesen erwarteten Krediten auch das Defizit der Staatsfinanzen finanziert, das sonst zum grossen Teil mit inflationärer Geldemission gedeckt werden muss.
Wirtschaftsübersicht
Die Verantwortung für die Devisentermingeschäfte der Kirchner-Regierung
Ende der Vorwoche hat Bundesrichter Claudio Bonadío die Verantwortlichen für den Verkauf von Dollar auf Termin zu einem niedrigen Kurs durch die Zentralbank zu einer Erklärung des Falles einberufen. Es geht dabei an erster Stelle um Alejandro Vanoli, bis zum 10. Dezember 2015 ZB-Präsident, die Mitglieder des Direktoriums, die zugestimmt haben, und Wirtschaftsminister Axel Kicillof. Doch der Richter hat auch die ehemalige Präsidentin, Cristina Fernández der Kirchner, vorgeladen, womit der Fall offen politischen Charakter erhält.
Indessen ist sie für diese Verlustgeschäfte nur verantwortlich, wenn sie sie ausdrücklich angeordnet hat, was auf alle Fälle schwer nachzuweisen ist. Die Verantwortung für die Entscheidung entfällt auf das ZB-Direktorium, besonders den Vorsitzenden, da die ZB auch nach der Reform der Kirchners die Entscheidungsgewalt auf diesem Gebiet beibehält. Wenn ein ZB-Präsident eine Anweisung vom Präsidenten oder dem für Staatsfinanzen zuständigen Minister erhält, mit der er nicht einverstanden ist, muss er ihr widersprechen, sie mit dem Minister oder eventuell dem Präsidenten diskutieren, und wenn kein Kompromiss erreicht wird, muss er eben zurücktreten. Der ehemalige ZB-Präsident Martín Redrado erinnerte daran, dass er zurücktreten musste, als er nicht einverstanden war, dass die ZB-Reserven direkt für die Zahlung der Staatsschuld in Dollar eingesetzt werden.
Es besteht kein Zweifel, dass diese Devisentermingeschäfte eine falsche Entscheidung waren, weil die Wahrscheinlichkeit, dass der Wechselkurs zum Zeitpunkt der Abrechnung weit über dem Kurs liegen würde, zu den die Verkäufe abgeschlossen wurden, sehr hoch war. Erfahrene Zentralbänker der grossen Welt raten ohnehin von diesen Geschäften ab. Aber einen Verstoss gegen das Strafgesetzbuch gibt es nur, wenn die ZB-Leitung dabei ihre Statuten verletzt hat, oder wenn bei diesen Geschäften Personen oder Unternehmen begünstigt wurden, die der damaligen Regierung nahestanden, so dass es sich schliesslich um eine gesetzwidrige Aneignung öffentlicher Mittel handelt. Bisher ist dies jedoch nicht erwiesen worden. Diejenigen, die die billigen Dollar auf Termin gekauft haben, haben eben nur ein sehr günstiges Angebot genutzt, was kein Verbrechen ist. Das zuständige Gericht muss jetzt jedes einzelne Geschäft untersuchen, den Käufer in jedem Fall fragen, warum er diese Dollar auf Termin gekauft hat, und feststellen, ob er eine Verbidung zur K-Regierung hatte.
Was die Verletzung der ZB-Statuten betrifft, so kann man diese gewiss so auslegen, dass diese Geschäfte einen Verstoss darstellen, weil der ZB ein Schaden zugefügt wurde, der hätte vermieden werden können. Doch darüber lässt sich streiten, so dass es nicht einfach ist, die ZB-Führung aus diesem Grund zu verurteilen. Fahlässigkeit, oder schlicht falsche Entscheidungen, sind keine strafbaren Tatbestände. Das Strafgesetzbuch erfordert hier Absicht oder zumindest volles Bewusstsein des möglichen Schadens, so dass es um grobe Fahrlässigkeit geht. Beides lässt sich kaum nachweisen.
Die konkrete Tatsache ist, dass die ZB zwischen September und November 2015 u$s 17 Mrd. auf Termin verkauft hat, zu einem Kurs, der bei Geschäften, die im März 2016 abliefen, bei $ 10,65 pro Dollar lag. Zum gleichen Termin wurden in New York Geschäfte zu $ 14 bis $ 15 pro Dollar abgeschlossen, allerdings in relativ geringem Umfang. Der Verlust, den die ZB schliesslich bei diesen Geschäften erleidet, beträgt zum gegenwärtigen Kurs $ 63 Mrd, wobei der endgültige Betrag schliesslich vom Kurs abhängt, der zum Zeitpunkt der Abrechnung besteht. Der gegenwärtige ZB-Präsident will den Fall zumindest vom monetären Standpunkt entschärfen, indem er vom Termingewinn der Käufer 35% als Vorschuss auf die Gewinnsteuer abzieht. Doch dabei spart der Staat schliesslich nichts, da dann entsprechend weniger bei der Gewinnsteuer eingenommen wird.
Warum hat die vorangehende Regierung diese blödsinnigen Geschäfte überhaupt gemacht? ImVolksmund wird sofort auf prívate Bereicherung getippt; doch im Grunde ging es um etwas anderes, nämlich um die Erhaltung des Devisenbestandes und die Vermeidung eines Abwertungssprunges während des Wahlfeldzuges. Mit den Terminverkäufen wurde der Druck auf den Devisenmarkt verringert. Die Angeklagten der K-Regierung weisen darauf hin, dass der hohe Verlust nur entstanden ist, weil die Macri-Regierung stark abgewertet hat. Hätte Scioli die Wahl gewonnen und die Wirtschaftspolitik der Regierung von CFK weitergeführt, wäre die Abwertung gemäss dieser Lesart viel geringer gewesen, so dass eventuell bei den Devisentermingeschäften kein Verlust eingetreten wäre, oder nur ein sehr geringer, der eben als Preis fúr die Beibehaltung jener Politik angesehen werden könnte.
Das Grundproblem: der Populismus
Diese Diskussion ist im Grunde abwegig. Diese Devisentermingeschäfte sind ein Teil der populistischen Wirtschaftspolitik der Kirchners, die sich stets um kurzfristige Erfolge bemühte, und dabei den langfristigen Schaden ignorierte. Das war bei der Energiepolitik so, beim niedrigen Fleischpreis auf Kosten einer Bestandsverringerung von 10 Mio. Rindern, bei der Hinausschiebung der Konflikte mit ausländischen Gläubigern, bei der Milderung der zunehmenden Arbeitslosigkeit durch Aufnahme von zwei Millionen unnötiger Staatsangestellten, u.s.w. Die zahlreichen Zeitbomben, die CFK ihrem Nachfolger hinterlassen hat, müssen schleunigst entschärft werden, was jedoch nicht immer möglich ist. Viele platzen eben und verursachen grossen Schaden. So ist es jetzt mit den Devisentermingeschäften der Fall, die eine hohe monetäre Emission bedingen und mit zur hohen Inflation beitragen.
Die Beibehaltung der Wirtschaftspolitik der Kirchner-Regierung hätte die Probleme eventuell hinausgeschoben, wäre dann jedoch mit einem grossen Krach geplatzt. Auf lange Zeit war jene Politik nicht haltbar. Gelegentlich wird ein Vergleich mit der letzten Periode der Konvertibilität gemacht. 1999, und spätestens Anfag 2001, stellte sich die Alternative, den festen Wechselkurs aufzugeben oder die Fiskalpoltik extrem zu verhärten. Nachdem nichts von beiden getan wurde, kam es schliesslich zum bösen Ende von 2001/02, mit Default, Megaabwertung, tiefer Rezession und hoher Arbeitslosigkeit. Was die Macri-Regierung jetzt unternimmt, ist die Vermeidung dieser Entwicklung, was in vieler Hinsicht schmerzhaft ist, jedoch einen Zusammenbruch wie den von 2001/02, oder noch schlimmer, vermeidet.
Gewiss besteht theoretisch auch die Alternative eines Schocks, also Abschaffung der Subventionen, Entlassung von 500.000 Staatsangestellten, u.s.w. Das wäre jedoch vom sozialen Standpunkt untragbar. Man kann sich darüber steiten, ob die Macri-Regierung es in einzelnen Aspekten besser machen könnte, ob bestimmte harte Entscheidungen jetzt getroffen werden sollten, statt sie hinauszuschieben, und ob die Sanierung schneller erfolgen sollte; aber grundsätzlich ist der Kurs, den Macri eingeschlagen hat, der einzig mögliche. Das haben auch die Wirtschaftsberater von Daniel Scioli, Miguel Bein und Mario Blejer, zugegeben. Und auch immer mehr Politiker der Opposition, darunter auch harte Kirchneristen, haben den Fall verstanden, und werden sich zunehmend ihrer Verantwortung für das Schicksal des Landes bewusst. Deshalb distanzieren sich auch immer mehr von ihnen von Cristina und der Cámpora-Gruppe. Einer von ihnen (wir erinnern uns nicht wer) sagte vor einiger Zeit, der Justizialismus wolle, wenn er die Regierung gelegentlich übernehme, keinen Scherbenhaufen erben. Und das erfordert eben, dass die Opposition Macri bei der Regierungstätigkeit hilft, statt ihn zu behindern.